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Le Directeur de la Division du Commerce du Département 
de l’Economie publique, J. H otz1, au Chef de la Délégation allemande 

pour les négociations commerciales, R. Hemmen

Copie
L Ke. D. 906 Bern, 8. Juli 1939

In den jüngsten Verhandlungen über die Verlängerung des deutsch-schwei­
zerischen Verrechnungsabkommens in Bern2 sind von schweizerischer Seite 
Klagen über den unbefriedigenden Zustand im Zahlungsverkehr mit dem Pro­
tektorat Böhmen und Mähren vorgebracht worden. Sie haben von den schwei­
zerischen Wünschen nach Besprechungen in dieser Angelegenheit Kenntnis 
genommen und um eine kurze Darlegung der beanstandeten Verhältnisse 
gebeten.

Im Protokoll zur Regelung des wirtschaftlichen Verkehrs zwischen dem Pro­
tektorat Böhmen und Mähren und der Schweiz vom 27. April 19393 ist nicht 
nur festgelegt, dass die Zahlungen aus der Schweiz nach dem Protektorat wie 
bisher in freien Devisen geleistet werden, sondern ebenso (Art. II), dass die Ein­
fuhr von Waren schweizerischen Ursprungs in das Protektorat Böhmen und 
Mähren, sowie die Zahlungen aus dem Protektorat Böhmen und Mähren nach 
der Schweiz in der bisherigen Weise gehandhabt werden sollen. Zur bisherigen 
Handhabung gehörte u.a. auch die Überweisung von Kapitalerträgnissen, zu 
denen die Möglichkeit aus der aktiven Handelsbilanz der ehemaligen Tsche­
choslowakei gegenüber der Schweiz ohne weiteres gegeben war. Nach den 
jüngsten Veröffentlichungen der Aussenhandelszahlen des Protektorats betrug 
in der Zeit vom 15. März bis zum 31. Mai 1939 die Einfuhr aus der Schweiz 
27,5 Millionen Kronen, die Ausfuhr nach der Schweiz 41,7 Millionen Kronen. 
Es wäre nach dieser für das Protektorat günstigen Lage der Dinge ohne weite­
res zu erwarten, dass der Waren- und Zahlungsverkehr wirklich im bisherigen 
Umfange aufrecht erhalten würde.

Das Gegenteil ist leider der Fall. Mit grösster Mühe konnten Devisenbewilli­
gungen für jene schweizerischen Warenlieferungen erreicht werden, welche vor 
dem 1. Mai im Protektorat verzollt worden waren, während für den laufenden 
Warenverkehr solche Bewilligungen kaum zu erhalten sind und dessen Struktur 
sich unter dem Einfluss der Protektoratsbehörden wesentlich zu verschieben 
scheint. Die Handelsabteilung erhält täglich Beschwerden, die den gegenwärti­
gen Zustand als unhaltbar erscheinen lassen müssen.

Für Leistungen ausserhalb des Warenverkehrs sind bisher Devisenbewilli­
gungen durch das Protektorat überhaupt nicht erteilt worden, obwohl der

1. La lettre est signée i[n] V[ertretung] Keller.
2. Cf. N os 80, 91, 114, 115, 116.
3. Cf. FF, 1939, II, pp . 308 ss.
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Überschuss der Handelsbilanz heute auch dafür die Möglichkeit geben würde.
Unter diesen Umständen ist der im Protokoll vom 27. April gegenseitig ver­

einbarte freie Zahlungsverkehr zu einem praktisch bloss einseitig freien gewor­
den. Die Schweiz sieht sich deshalb veranlasst, mit den kompetenten Reichs­
und Pragerstellen in eine Aussprache über die Änderung des bestehenden 
Zustandes einzutreten.
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Le Directeur du premier Département de la 
Banque nationalel, M. Schwab, 

au Chef du Département politique, G. Motta

L  S /Sp  Betrifft deutsch-schweizerische
Wirtschaftsverhandlungen Zürich, 8. Juli 1939

Ihrem an die Nationalbank gerichteten Wunsche entsprechend hat der Un­
terzeichnete in Vertretung des Politischen Departements als Mitglied der 
schweizerischen Delegation auch an den nun in Bern zu Ende geführten Ver­
handlungen teilgenommen. Da jedoch auch ein Sektionschef Ihres Departe­
ments, Herr Fürsprech Kohli, speziell den Sitzungen der Finanzunterkom­
missionen beiwohnte und somit, was die Behandlung der Finanzprobleme 
anbetrifft, laufend orientiert war, dürften Sie über das Ergebnis wohl bereits 
unterrichtet worden sein. Ich darf mich daher auf einige wenige Bemerkungen 
beschränken2.

1. Es handelte sich bei diesen Verhandlungen in der Hauptsache um eine 
Sanierung des Clearingverkehrs mit Deutschland, die notwendig geworden war 
im Hinblick auf das bedrohliche Anwachsen der Rückstände im Warenverkehr 
(Guthaben für schweizerischen Warenexport), die Ende Juni den Betrag von 
Fr. 60 Millionen bereits überschritten hatten. Diese Situation ist in der Haupt­
sache daraus entstanden, dass der schweizerische Export im Verhältnis zum 
Import aus Deutschland während längerer Zeit in zu grossem Umfang erfolgte. 
Es bestehen allerdings für die einzelnen Exportkategorien bestimmte Wert­
grenzen und es werden die für jede Ausfuhr erforderlichen sogenannten 
Clearingcertifikate den Exporteuren nur im Rahmen dieser Wertgrenzen aus-

1. Sur l ’organisation interne de la Banque nationale, cf. N ° 49 note 1.
Le prem ier départem ent est principalement chargé de fa ire  des études e t de donner son avis sur 
les questions intéressant la politique monétaire et la po litiqu e de la banque d ’émission, de traiter 
les affaires que la loi fédérale de 1934 sur les banques et les caisses d ’épargne attribue à la 
Banque nationale, de s ’occuper des statistiques, des questions juridiques.
2. Cf. N°s 80, 91 et 114, ainsi que E 1004.1 1/384, N° 806, E 1004.1 1/385, N° 991.
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